
Die Garantierechte — praeter legem entwickelt — stel­
len ihrem Wesen nach eine Erweiterung der Rechte des 
Käufers einer bestimmten Sache dar. Gerade deshalb 
ist es undenkbar, daß die Inspruchnahme zusätzlich ein­
geräumter Rechte sich nachteilig auf die Rechtsposition 
des Berechtigten auswirkt. Dazu führt aber ein unge­
hindertes Weiterlaufen der Gewährleistungsfrist im 
Falle einer Garantiereparatur. Der eintretende Rechts­
verlust würde sich daraus ergeben, daß infolge der Ga­
rantiereparatur der Käufer dem Wesen nach weiter­
reichende Rechte (Wandlung, Ersatzlieferung) verlieren 
kann. Ein ungehemmtes Weiterlaufen der Gewährlei­
stungsfrist muß aber auch ausgeschlossen werden, wenn 
man vom Wesen der Gewährleistung ausgeht. Danach 
ist doch die Gewährleistungsfrist nichts anderes als 
eine Probefrist, d. h., der Käufer hat die Möglichkeit, 
das Erzeugnis (die Ware) durch Gebrauch daraufhin zu 
überprüfen, ob es mit Mängeln der in § 459 BGB be­
zeichnten Art behaftet ist. Diese Möglichkeit hat der 
Käufer während der Dauer einer Garantiereparatur 
nicht; ja sie kann durch ein ungehemmtes Weiterlaufen 
der Gewährleistungsfrist sogar ganz beseitigt werden. 
Bei dieser Rechtslage wäre jeder Käufer schlecht be­
raten, wenn er überhaupt Garantierechte in Anspruch 
nimmt, solange er noch Gewährleistungsansprüche gel­
tend machen kann. Das um so mehr, als die Garantiefri­
sten häufig länger sind und er durch Geltendmachung 
der Ersatzlieferung sogar völlig neue Gewährleistungs­
fristen in Gang setzen kann.
In seinem bereits mehrfach zitierten Beschluß hat das 
Präsidium des Obersten Gerichts unter Aufgabe des im 
Urteil vom 30. Januar 1959 angeführten Standpunktes 
die Auffassung vertreten, daß durch das völlige Neben­
einander von Garantie und Gewährleistung12 13 eine 
wechselseitige Hemmung der Fristen nicht in Betracht 
komme;

„Eine wechselseitige Hemmung bei Inanspruchnahme 
von Garantie- und Gewährleistungsrechten ist ... zu 
verneinen, d. h., die Gewährleistungsfrist aus dem 
Kaufvertrag läuft ungehemmt weiter, wenn der Käu­
fer Garantieleistungen in Anspruch nimmt oder um­
gekehrt. Das folgt aus dem selbständigen Charakter 
der beiden nebeneinander und gegenüber anderen 
Vertragspartnern bestehenden Rechtsverhältnisse.“ D

Dieser betonte Dualismus der Rechte würde die, zu­
sätzlichen Rechte aus der Garantie für den Käufer erst

12 vgl. dazu OG, Urteil vom 6. Dezember 1962 — 1 Zz 10/62 — 
(OGZ Bd. 9 S. 85),
13 NJ 1966 S. 637.

nach Ablauf der Gewährleistungsfrist interessant wer­
den lassen. Der im Präsidiumsbeschluß vorgeschlagene 
Ausweg, bei drohenden Rechtsverlusten wegen des kurz 
bevorstehenden Ablaufs der Gewährleistungsfristen 
nach Maßgabe des § 477 Abs. 1 Satz 2 BGB einen aus 
Beweisgründen schriftlichen Vertrag über die Verlänge­
rung der Frist zu schließen, löst m. E. das Problem nicht. 
Dieser Ausweg überfordert die beim Käufer vorauszu­
setzenden Rechtskenntnisse und kompliziert den Prozeß 
der Durchsetzung der Käuferrechte. Der Kunde würde 
völlig zu Recht die Form der Rechtsdurchsetzung wäh­
len, die sich für ihn am einfachsten darstellt: Verzicht 
auf die Garantie und Inanspruchnahme der Gewähr­
leistungsrechte.
Meines Erachtens bestand auf Grund der АО keine Ver­
anlassung, diese komplizierte, kaum praktikable Lö­
sung zu suchen. Das Merkblatt äußert sich zur Frage der 
wechselseitigen Hemmung überhaupt nicht und bietet 
Raum für jede den Bedürfnissen mehr entsprechende 
Lösung. Um zu verhindern, daß die Garantie während 
der Laufzeit der Gewährleistungsfrist für den Kunden 
jede Attraktivität einbüßt, hat das Ministerium für 
Handel und Versorgung in der АО Nr. 2 über die Be­
handlung von Kundenreklamationen vom 1. November 
1966 (GBl. II S. 792) festgelegt, daß bei Inanspruch­
nahme der Garantie „die Laufzeit der Reklamations­
frist gegenüber dem Einzelhandel von der Mängelan­
zeige bis zur Rückgabe der Ware durch die Garantie­
werkstatt ausgesetzt... (wird)“1'1. Es hätte aus den oben 
genannten Gründen nahegelegen, wenn mit der АО 
Nr. 2 die wechselseitige Hemmung der Fristen bestimmt 
worden wäre, weil das der Klarheit der Rechtslage nur 
förderlich sein kann und dem Wesen der Sache ent­
spräche.
Das künftige Zivilgesetzbuch wird den lebensfremden, 
für den Bürger nicht verständlichen Dualismus zwi­
schen Garantie und Gewährleistung überwinden müs­
sen, um auch dadurch bessere Voraussetzungen für 
die Realisierung der Käuferrechte zu schaffen. Uber 
den Charakter des künftigen einheitlichen Rechtsin­
stituts, die Notwendigkeit differenzierter Fristen und 
die Verrechnung der durch Ausübung der Käu­
ferrechte entstehenden Kosten zwischen Handel und 
Hersteller werden allerdings noch Untersuchungen an­
zustellen sein, die eine sozialistische Gemeinschaftsar­
beit von Wissenschaftlern und Praktikern verschiedener 
Bereiche voraussetzen.

14 Vgl. dazu auch Strasberg. „Zur Verjährungshemmung von 
Garantie- und Gewährleistungsfristen“, NJ 1967 S. 54. 4
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Verrechnung des Prozeßkostenvorschusses im Eheverfahren

Es ist alltäglich, daß der minderbemittelte Kläger im 
Eheverfahren — meistens ist es die wegen der Erzie­
hung der Kinder nicht berufstätige oder nur teilbe­
schäftigte Ehefrau — von seinem Recht aus § 9 Abs. I 
Ziff. 5 FVerfO Gebrauch macht und vom Verklagten 
einen Prozeßkosten Vorschuß fordert. Wie dieser Vor­
schuß nach Abschluß des Verfahrens zu verrechnen ist, 
darüber haben B o r k m a n n ,  L a t k a / T h o m s  u n d  
N i e t h a m m e r  (NJ 1967 S. 85 f., S. 251, S. 413) eine 
Auffassung vertreten, die zwar hinsichtlich des . von 
ihnen gewählten Beispiels zu überzeugen vermag, in 
vielen Fällen aber weder dem Anliegen der gericht­
lichen Entscheidung noch den Parteien gerecht wird.

Das soll an folgendem praktischen Fall bewiesen wer­
den:
Das Ehepaar E. lebt in zerrütteter Ehe. Während einer 
Erkrankung erhebt die Frau Ehescheidungsklage. Da 
sie zu dieser Zeit ein stark reduziertes Einkommen hat, 
wird der Verklagte verpflichtet, 300 M Kostenvorschuß 
zu zahlen.
Das Scheidungsverfahren ergibt, daß beide Eheleute 
in gleichem Maße zur Zerrüttung der Ehe beigetragen 
haben. Unter Berücksichtigung des unterschiedlichen 
Einkommens erlegt das Gericht der Klägerin '/s und 
dem Verklagten 2/3 der Kosten auf, die insgesamt 
1 080 M betragen.
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